IPRG 2.Teil
3.) 
Statutenwechsel

Begriff: Nach welcher Rechtsordnung ein Sachverhalt behandelt wird, hängt von den Anknüpfungspunkten ab (z.B.: Staatsangehörigkeit, Aufenthalt des Beteiligten, wo die schädigende Handlung gesetzt wurde etc.).Diese Sachverhaltsumstände nennt man Anknüpfungsvoraussetzungen. Man unterscheidet hier zwischen veränderbaren  (Staatsangehörigkeit, gewöhnlicher Aufenthalt) und unveränderbaren (Ort der Schadenshandlung, Ort der Geschäftsvornahme) Voraussetzungen.

Ob eine Änderung der Anknüpfungsvoraussetzungen auch eine Berufung auf eine andere Rechtsordnung zur Folge hat (=STATUTENWECHSEL) hängt vom Anknüpfungszeitpunkt ab.

Anknüpfungszeitpunkt:

1.) unwandelbares, starres Statut. Von vornhinein feststehender Zeitpunkt, der die Rechtsordnung ein für allemal festlegt

2.) wandelbares Statut. Auf bestimmten Zeitabschnitt abgestellt. Bei Änderung der Anknüpfungsvoraussetzungen wird eine neue Rechtsordnung berufen (§31 Abs 2 IPRG Dingliche Rechte werden im Falle eines Lageortswechsels dem jeweiligen Lageortrecht unterworfen )

3.) keine ausdrückliche Regelung. §7 IPRG ordnet hier an, dass bei bereits vollendeten Tatbeständen die nachträgliche Änderung der Anknüpfungsvoraussetzungen keinen Einfluss mehr hat.
Bei vorübergehenden Tatbeständen hängt der Anknüpfungszeitpunkt mit dem Begründungs bzw. Auflösungszeitpunkt zusammen
4.) Umgehung der gesetzlichen Anknüpfung
Sind die Parteien mit dem vom IPR berufen Sachrecht nicht einverstanden so versuchen sie die kollisionsrechtliche Anknüpfung mit dem Ziel zu beeinflussen, das unerwünschte Sachrecht durch ein genehmeres zu ersetzen.
Hierbei gibt es die direkte Umgehung und die indirekte Umgehung: 

Direkt: Veränderung der Anknüpfungsvoraussetzung unter Beibehaltung der Anknüpfungsnorm
Indirekt: Verlegung des Verfahrens in den Staat, dessen IPR ein günstigeres Sachrecht beruft

Umgehungsfolgen:

· Der Umgehungsversuch hat keine Gültigkeit bei rechtswidriger Manipulation (erschleichen einer Staatsangehörigkeit)

· Wenn fehlerhafter Rechtsakt in einen Staat verlegt wird, dessen Recht unzuständig ist, der es aber zulässt (Handeln unter falschem Recht)
VERWEISUNG UND RENVOI

1.)
Sachnorm oder Gesamtverweisung

Eine Verweisung auf fremdes Recht kann sich nur auf eine konkrete Sachnorm beziehen (=Sachnormverweisung) oder sich an das IPR der berufenen Rechtsordnung wenden, um ihm die weitere kollisionsrechtliche Entscheidung zu überlassen (=Gesamtverweisung).
Bei staatsvertraglich vereinheitlichtem IPR ist zur Wahrung des Vereinheitlichungszieles nur die Sachnormverweisung möglich. Der nationale Gesetzgeber kann aber zwischen Sachnormverweisung und Gesamtnormverweisung wählen. Für die Sachnormverweisung spricht, dass die eigene Anknüpfungswertung unverfälscht umgesetzt wird und für die Gesamtverweisung spricht, dass sie fremdes Recht nicht gegen seinen Willen anwendet und zugleich versucht die Anwendung desselben Sachrechts zu erreichen, das auch der Richter im Staat des berufenen Rechtes anwenden würde. 

2.) Die österreichische Regelung

Sachnormverweisungen ordnen alle in Österreich geltenden staatsvertraglichen IPR- Vorschriften an. Für alle anderen Kollisionsnormen des IPRG gilt der Grundsatz der Gesamtverweisung (§5 Abs 1) somit wird die Kollisionsnorm dem IPR der berufenen Rechtsordnung überlassen. 
Das fremde IPR hält sein eigenes Recht für maßgeblich somit liegt eine Verweisungsannahme vor. 

Erklärt das fremde IPR eine andere Rechtsordnung für zuständig so kommt es zu einer Rückverweisung oder Weiterverweisung (=RENVOI) als Sachnormverweisung oder Gesamtnormverweisung. 
Zusammenfassend lässt sich sagen: Das maßgebliche Sachrecht wird durch die erste Sachnormverweisung oder die erste Rückverweisung bestimmt.

3.) Verweisung auf gespaltene Rechtsordnungen

In manchen Staaten bestehen für bestimmte geographische Teilgebiete oder für bestimmte Personengruppen verschieden Teilrechtsordnungen. Wird auf das Recht eines solchen Staates verwiesen so muss die maßgebliche Teilrechtsordnung gesucht werden (§5 Abs3 IPRG)
ANWENDUNG AUSLÄNDISCHEN RECHTS

1.)
Anknüpfung der Vorfrage

Bei der Berufung ausländischen Rechts muss zunächst mal die Kollisions- und Sachnorm im Tatbestand geprüft werden, wobei die Frage auftaucht nach welchem IPR dies geschehen soll.
Diese Vorfrage muss also nach IPR angeknüpft werden wobei wiederum die Frage ist nach welchem? Nach inländischem oder dem, der berufenen Rechtsordnung. Die Antwort ist mangels gesetzlicher Regelugen umstritten denn die Frage ist möchte man den internen Einklang oder den internationalen wahren. Es wird aber die selbstständige Vorfragenanknüpfung favorisiert. 

2.) Grenzen der Anwendung
Berufenes fremdes Recht ist im Inland grundsätzlich ungeachtet seines Inhalts anzuwenden.

Die Grenze hierbei ist, wenn das fremde Sachrecht in seiner Anwendung zu einer unerträglichen Verletzung tragender Grundwerte der österr. Rechtsordnung führe (§6 IPRG). Diese Grundwerte gewährleisten die staatliche Ordnung, oder „ordre public“  und stehen desshalb unter besonderem Schutz (best. Verfassungsgrundsätze, EMRK, Grundwertungen unseres Rechts und die Grundfreiheiten der EU)

Die Folge ist dass, der anstößige Teil des fremden Rechts nicht angewendet wird und die somit entstanden Lücke primär mittels Analogie oder der allg. Rechtsgrundsätze der berufenen Rechtsordnung oder sekundär durch österr. Sachrecht geschlossen wird.

3.) Anpassung    
Problematik: Im IPR kann es geschehen, dass auf einen Fall mehrere Kollisionsnormen anzuwenden sind und somit Normenwiderspruch entsteht, im Sinne der Normenhäufung (verschieden Rechtsordnungen überlappen einander) oder Normenmangel (verschiedene Rechte lassen eine Lücke offen) 
Die Lösung hierbei erfolgt durch Anpassung : Abänderung störender Bestimmungen, wobei die schwächeren Interessen geopfert werden.
Möglichkeiten der Anpassung:

· Anpassung auf IPR Ebene:  beide Teilbereiche werden nach der selben Kollisionsnorm angeknüpft

· Anpassung auf Sachrechtsebene:  unverträgliche Sachnormen werden so veränder bis sie harmonisieren
· Anpassung durch Sachnormen im IPR: man ermittelt eine eigene Sachnorm
VORFRAGEN IN IPR FÄLLEN

Die Handhabung von IPR ist gemäß §§2-4 vom Grundsatz der Amtswegigkeit beherrscht.
1.) Amtswegigkeit der kollisionsrechtlichen Beurteilung
§ 2 IPRG besagt dass, die Ermittlung und Feststellung des kollisionsrechtlich relevanten Sachverhalts von Amts wegen erfolgen muss. Dies umfasst die Feststellung der privatrechtlichen Eigenschaft, die Auslandsberührung, die konkrete Verweisungsvorschrift und die einschlägige Anknüpfungsvoraussetzung (Staatsangehörigkeit etc.)

2.) Anwendung und Ermittlung fremden Rechts
Gemäß § 3 IPRG ist berufenes ausländisches Recht von Amts wegen anzuwenden wobei keine Verfälschung des berufenen Rechts erlaubt ist.
Bei der Ermittlung fremden Rechts gibt es bestimmte verfahrensrechtliche Erhebungsmaßnahmen, wie z.B.: durch Mithilfe der Beteiligten, Auskünfte des österreichischen Bundesministeriums für Justiz oder ausländischer Behörden oder Sachverständigenauskünfte, wobei deren Informationen nicht bindend sind.
Ist fremdes Recht nicht ermittelbar so wird an Stelle des nicht feststellbaren Rechts österr. Sachrecht angewendet.

LÖSUNGSSCHEMA FÜR IPR-FÄLLE

1.) Prüfung ob ein Privatrechtsfall mit Auslandsberührung vorliegt

2.) Prüfung des Einflusses der Maßgeblichen Eingriffsnormen

3.) Verweisung

· Primäre Qualifikation (Einordnung in das eigene Kollisionsrecht zur Findung der   passenden Verweisungsvorschrift)

· Prüfung einer zulässigen Rechtswahl 
Bei Verneinung:

· Erstfrage nach inländischem IPR

· Anknüpfungsvoraussetzung und Anknüpfungszeitpunkt prüfen

· Bei Gesamtverweisung abwarten ob fremdes IPR Rück- oder Weiterverweisung ausspricht

4.) Anwendung berufenen fremden Rechts

· Sekundäre Qualifikation (Ermittlung der passenden ausländischen Sachnorm)

· Anwendung der berufenen Ausländischen Sachnormen
· Prüfung ob maßgebliche Sachnorm das ordre public verletzt, allenfalls Lücke füllen

· Anpassung verschiedener nicht harmonisierender Rechte
